
 

 

 

 

 

 

 

 

Ordentliche Hauptversammlung 2014 

der AIXTRON SE, Herzogenrath 

     

 

Unterlagen zu Tagesordnungspunkt 5 

 

(Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden und Erteilung 

einer neuen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 

Aktien mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts) 

  

http://www.aixtron.com/index.php?id=1&L=1


 

 

 

 

 

Beschlussfassung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 22. Mai 2002 zu 

Tagesordnungspunkt 13 (als Auszug aus der notariellen Niederschrift der 

Hauptversammlung) 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

Beschlussfassung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 22. Mai 2007 zu 

Tagesordnungspunkt 10 (als Auszug aus der notariellen Niederschrift der 

Hauptversammlung) 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 

Beschlussfassung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 16. Mai 2012 zu 

Tagesordnungspunkt 8 (als Auszug aus der notariellen Niederschrift der Hauptversammlung) 

 

  



 

 

8. Beschlussfassung über die Ermächtigung und Zustimmung zur Ausgabe von Aktienoptionen und die Schaffung 

eines neuen Bedingten Kapitals II 2012 zur Bedienung des AIXTRON-Aktienoptionsprogramms 2012 nebst 

Satzungsänderung 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

a) Der Vorstand bzw. der Aufsichtsrat wird nach näherer Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen ermächtigt, im 

Rahmen eines Aktienoptionsprogramms 2012 („Aktienoptionsprogramm“) an bezugsberechtigte Personen, die 

einer der in Ziffer (1) genannten Personengruppe angehören, bis einschließlich zum 15. Mai 2017 Aktienoptionen 

auszugeben, die zum Bezug einer Anzahl von Aktien berechtigen, deren anteiliger Betrag am Grundkapital 

insgesamt dem Betrag des bedingten Kapitals entspricht, das für die Bedienung des AIXTRON-

Aktienoptionsprogramms 2012 unter nachstehender lit. b) zur Beschlussfassung vorgeschlagen wird (derzeit 

4.208.726 Aktien). Die Ermächtigung des Vorstands erstreckt sich auf die Ausgabe von Aktienoptionen mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats an die in nachfolgender Ziffer (1) zweiter und dritter Spiegelstrich genannten 

Personengruppen (Geschäftsführungsmitglieder von Gesellschaften, die im Verhältnis zur Gesellschaft 

verbundene Unternehmen im Sinne von § 15 AktG sind; ausgewählte Führungskräfte und sonstige 

Leistungsträger, die bei der Gesellschaft oder einer der Konzerngesellschaften angestellt sind), die Ermächtigung 

des Aufsichtsrats auf die Ausgabe von Aktienoptionen an die in nach - folgender Ziffer (1) erster Spiegelstrich 

genannte Personengruppe (Vorstand). Jede Aktienoption gewährt das Recht zum Bezug von je einer Aktie an der 

Gesellschaft. Die Aktienoptionen haben eine Laufzeit von bis zu zehn Jahren. Ein Bezugsrecht der Aktionäre 

besteht nicht. 

Die Bedienung der ausgeübten Optionsrechte mit Aktien an der Gesellschaft kann nach Wahl der Gesellschaft mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats entweder durch Ausnutzung des unter nachstehender lit. b) zur Beschlussfassung 

vorgeschlagenen bedingten Kapitals oder durch eigene Aktien der Gesellschaft erfolgen, soweit kein Barausgleich 

gewährt wird. 

Die Gesellschaft kann unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen und der Bedingungen des vorliegenden 

Aktienoptionsprogramms für die Abwicklung ein Kreditinstitut, eine Wertpapierhandelsbank oder ein gleichwertiges 

Institut einschalten („Administrator“), der nach Weisung des Vorstands, oder soweit dieser selbst berechtigt ist, des 

Aufsichtsrats handelt. 

Die Ausgabe von Aktienoptionen im Rahmen des Aktienoptionsprogramms zum Bezug von Aktien der Gesellschaft 

und die Ausgabe dieser Aktien erfolgt gemäß folgender Bestimmungen: 

(1) Kreis der Bezugsberechtigten 

Im Zuge des AIXTRON-Aktienoptionsprogramms dürfen Aktienoptionen mit Zustimmung des Aufsichtsrats weltweit 

an Personen ausgegeben werden, die einer der nachfolgenden Personengruppen angehören: 

– An Mitglieder des Vorstands der AIXTRON SE, 

– an Geschäftsführungsmitglieder von Gesellschaften, die im Verhältnis zur Gesellschaft verbundene 

Unternehmen im Sinne von § 15 AktG sind („Konzerngesellschaften“), und 

– an ausgewählte Führungskräfte und sonstige Leistungsträger, die bei der Gesellschaft oder einer der 

Konzerngesellschaften angestellt sind (Arbeitnehmer). 

Der Vorstand der Gesellschaft bestimmt mit Zustimmung des Aufsichtsrats den genauen Kreis der Berechtigten 

und den Umfang der ihnen jeweils zu gewährenden Aktienoptionen. Abweichend hiervon trifft allein der 

Aufsichtsrat der Gesellschaft diese Bestimmungen für die Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft, und zwar 

unabhängig davon, ob der Optionsanspruch durch Ausnutzung des bedingten Kapitals, durch eigene Aktien der 

Gesellschaft oder durch Barausgleich erfüllt wird. 

Die Aktienoptionen können auch von einem Administrator übernommen werden mit der Verpflichtung, sie nach 

Weisung des Vorstands, oder soweit dieser selbst berechtigt ist, allein des Aufsichtsrats, an die 

Bezugsberechtigten zu übertragen. Der Administrator ist nicht zur Ausübung der Aktienoptionen berechtigt. 

Das Gesamtvolumen der Aktienoptionen verteilt sich auf die berechtigten Personengruppen wie folgt: 

– 20 Prozent auf Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft, 

– 20 Prozent auf Geschäftsführungsmitglieder von Konzerngesellschaften, 

– 60 Prozent auf Arbeitnehmer der Gesellschaft und von Konzerngesellschaften. 



 

 

Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft und der Geschäftsführungen von Konzerngesellschaften sowie 

erwerbsberechtigte Arbeitnehmer der vorgenannten Gesellschaften, die zugleich Mitglied der Geschäftsführung 

einer Konzerngesellschaft sind, erhalten die Aktienoptionen jeweils nur aus dem Volumen, das für die hierarchisch 

höherstehende Personengruppe vorgesehen ist. 

Über die Ausgabe von Aktienoptionen an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft ist jährlich gemäß den 

gesetzlichen Bestimmungen zu berichten, sofern die Hauptversammlung nicht in zulässiger Weise etwas anderes 

beschließt. Dasselbe gilt für die Anzahl der von Mitgliedern des Vorstands im jeweils abgelaufenen Geschäftsjahr 

ausgeübten Bezugsrechte aus Aktienoptionen sowie die Zahl der von Vorstandsmitgliedern zum Ende des 

abgelaufenen Geschäftsjahres jeweils noch gehaltenen Aktienoptionen. 

(2) Bezugsrecht 

Die Aktienoptionen gewähren dem Inhaber das Recht zum Bezug von auf dem Namen lautenden 

stimmberechtigten Stückaktien der Gesellschaft. Dabei gewährt jede Aktienoption das Recht auf den Bezug von je 

einer Aktie der Gesellschaft gegen Zahlung des Ausübungspreises nach Ziffer (7). Die neuen Aktien nehmen vom 

Beginn des Geschäftsjahres an am Gewinn teil, in dem die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt. Die im Einzelnen 

festzulegenden Bedingungen des Aktienoptionsprogramms 2012 können vorsehen, dass die Gesellschaft dem 

Bezugsberechtigten in Erfüllung des Bezugsrechts wahlweise anstelle von neuen Aktien unter Inanspruchnahme 

des Bedingten Kapitals II 2012 auch eigene Aktien oder aber nach Wahl der Gesellschaft einen Barausgleich 

gewähren kann; soweit über die Gewährung eigener Aktien oder ein Barausgleich an Bezugsberechtigte 

entschieden werden soll, die Mitglied des Vorstands der Gesellschaft sind, obliegt die Entscheidung hierüber allein 

dem Aufsichtsrat. Der Vorstand bedarf für die Festlegung der Bedingungen der Zustimmung des Aufsichtsrats. 

(3) Erwerbszeiträume 

Die Ausgabe der Aktienoptionen kann in mehreren Tranchen erfolgen. Sie ist jeweils nur innerhalb der ersten vier 

Monate eines Kalenderjahres und/oder im Zeitraum zwischen der ordentlichen Hauptversammlung der 

Gesellschaft und dem Ende des Kalenderjahres zulässig („Ausgabezeitraum“). 

Soweit Aktienoptionen den Bezugsberechtigten zur Zeichnung angeboten werden, soll die im Angebot 

anzugebende Zeichnungsfrist mindestens zwei Wochen betragen und muss insgesamt in den Ausgabezeitraum 

fallen. Die Zeichnungsfrist kann ausnahmsweise verkürzt werden, sofern und soweit dies erforderlich ist, damit das 

Ende der Zeichnungsfrist in den Ausgabezeitraum fällt. 

(4) Wartezeit, Ausübungszeiträume und Optionslaufzeit 

Die Bezugsrechte aus den Aktienoptionen können – sofern die Erfolgsziele erreicht (nachfolgend (5) und (6)) sind 

– erstmals nach Ablauf einer Wartezeit aus - geübt werden, die in den Bedingungen des Aktienoptionsprogramms 

näher festgelegt wird. Die Wartezeit beträgt mindestens vier Jahre. Die Wartefrist beginnt am Tag der Zuteilung der 

jeweiligen Aktienoption („Tag der Ausgabe“). 

Die Bezugsrechte aus den Aktienoptionen können nach Ablauf der Wartefrist grundsätzlich nur während der 

nachfolgend aufgeführten Ausübungszeiträume an jedem Tag, an denen Geschäftsbanken in Frankfurt/Main für 

normale Bankgeschäfte geöffnet sind („Bankarbeitstage“), ausgeübt werden („Ausübungszeiträume“). Eine 

Ausübung ist jedoch nicht möglich, wenn ein Bankarbeitstag, an dem die Ausübung grundsätzlich möglich wäre, in 

eine der nachfolgend aufgeführten Blackout-Perioden fällt. Die Ausübungszeiträume betragen jeweils zwanzig (20) 

Bankarbeitstage und beginnen jeweils an den nach - folgenden Bankarbeitstagen (jeweils einschließlich): 

– Am dritten Bankarbeitstag nach einer Bilanzpressekonferenz oder einer Analystenkonferenz, 

– am dritten Bankarbeitstag nach Veröffentlichung eines Quartals- bzw. Halbjahresfinanzberichts, eines 

Jahresabschlusses oder – falls die Gesellschaft vorläufige Zahlen für das abgelaufene Geschäftsjahr 

veröffentlicht – solcher Zahlen, 

– am dritten Bankarbeitstag nach der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft. 

Die Blackout-Perioden beginnen und enden an den nachfolgenden Bankarbeitstagen (jeweils einschließlich): 

– Am letzten Bankarbeitstag, an dem sich Aktionäre zur Teilnahme an der Hauptversammlung anmelden 

können bis zum zweiten Bankarbeitstag nach der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft, 

oder 

– am Tag der Veröffentlichung eines Bezugsangebotes auf neue Aktien oder auf Schuldverschreibungen 

mit Wandel- und/oder Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft in einem gesetzlichen Pflichtblatt bis 

zum Tage, an dem die Bezugsrechte auf Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse 

erstmals amtlich „ex Bezugsrecht“ notiert werden. 



 

 

Die Ausübung der Bezugsrechte ist nach Ablauf der Wartefrist unter Berücksichtigung der Ausübungszeiträume 

und Blackout-Perioden letztmalig am Bankarbeitstag vor Ablauf von zehn Jahren, gerechnet ab dem Tag der 

Ausgabe der Aktienoption, möglich. 

(5) Absolutes Erfolgsziel 

Bedingung für die Ausübung von Bezugsrechten ist, dass das arithmetische Mittel der Schlussauktionspreise der 

Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse an mindestens einem Handelstag nach Ablauf der Wartefrist mindestens dem Ausübungspreis 

entspricht (absolutes Erfolgsziel). Handelstage sind solche Tage, an denen die Frankfurter Wertpapierbörse 

gemäß dem von ihr veröffentlichten Handelskalender Wertpapiere handelt. 

(6) Relatives Erfolgsziel 

Soweit den Mitgliedern des Vorstands Aktienoptionen gewährt werden, werden die Bezugsrechte auch mit einem 

relativen Erfolgsziel ausgestattet. Weitere Bedingung für die Ausübung der den Mitgliedern des Vorstands 

gewährten Aktienoptionen ist, dass der Aktienkurs der AIXTRON SE sich besser entwickelt als der TecDAX 

(relatives Erfolgsziel). Hierzu werden zunächst als jeweilige Referenzwerte (100 Prozent) die arithmetischen 

Durchschnitte 

(i) der Schlussauktionspreise der Aktien der AIXTRON SE im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse und 

(ii) der Tagesendstände des TecDAX 

während des Dreimonatszeitraums nach dem Tag der Ausgabe der Aktienoptionen gebildet. Während eines 

Zeitraums, der ein Jahr nach Ausgabe der Aktienoptionen beginnt und bis zum Ende ihrer Laufzeit dauert, muss 

der Schlussauktionspreis der Aktien der AIXTRON SE im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse den TecDAX (Tagesendstand), gemessen an den jeweiligen 

Referenzwerten, sodann mindestens einmal an mindestens fünf aufeinander folgenden Handelstagen übertreffen. 

Die vorstehende Vergleichsrechnung ist für jede Ausgabe von Aktienoptionen mit entsprechend angepassten 

Referenzwerten durchzuführen. 

Wird der TecDAX während der Laufzeit des Aktienoptionsplans oder der Aktienoptionen, die unter ihm ausgegeben 

wurden, beendet oder in seiner Zusammensetzung wesentlich geändert, wird er durch einen anderen Index 

ersetzt, dessen Zusammensetzung dem TecDAX in seiner bis dahin bestehenden Zusammensetzung möglichst 

nahe kommt; gibt es einen solchen Index nicht, wird ein neuer Vergleichsindex durch eine von AIXTRON SE 

beauftragte Bank mit möglichst vielen Einzelkursen des TecDAX in seiner bis dahin bestehenden 

Zusammensetzung so berechnet, dass er dem TecDAX möglichst nahe kommt. 

(7) Ausübungspreis 

Nach Erreichen der jeweils anwendbaren Erfolgsziele, kann jede Aktienoption nach Maßgabe der übrigen 

Optionsbedingungen ausgeübt werden. Der Aus - übungspreis für eine Aktie der Gesellschaft entspricht 130 

Prozent des arithmetischen Mittels der Schluss - auktionspreise der Aktien der Gesellschaft im Xetra- Handel (oder 

einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten zwanzig Handelstagen 

vor dem Tag der Ausgabe der jeweiligen Aktienoption. 

Die mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Einzelnen festzulegenden Optionsbedingungen können für den Fall, dass 

während der Laufzeit der Aktienoptionen unter Einräumung eines Bezugsrechts an die Aktionäre das Grundkapital 

der Gesellschaft durch Ausgabe neuer Aktien erhöht wird oder eigene Aktien abgegeben werden oder 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft begeben werden, eine 

Ermäßigung des Ausübungspreises in dem Verhältnis vorsehen, in dem der Durchschnittskurs des den Aktionären 

zu - stehenden Bezugsrechts an allen Handelstagen an der Frankfurter Wertpapierbörse zu dem 

Schlussauktionspreis der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 

an der Frankfurter Wertpapierbörse am letzten Handelstag vor Bezugsrechtsabschlag steht. Die Anpassung 

entfällt, wenn den Inhabern der Aktienoptionen ein Bezugsrecht eingeräumt wird, welches dem Bezugsrecht der 

Aktionäre entspricht. 

Die mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Einzelnen festzulegenden Optionsbedingungen können ferner eine 

Anpassung für den Fall von Kapitalmaßnahmen (z.B. Aktienzusammenlegung oder -split, Kapitalerhöhung aus 

Gesellschaftsmitteln, Kapitalherabsetzung) während der Laufzeit der Bezugsrechte vorsehen. Die Ausgestaltung 

der für den Vorstand geltenden Optionsbedingungen obliegt allein dem Aufsichtsrat. 

Mindestausübungspreis ist jedoch in jedem Fall der geringste Ausgabebetrag im Sinn von § 9 Abs. 1 AktG. 



 

 

(8) Begrenzungsmöglichkeit (Cap) 

Soweit es um Aktienoptionen geht, die den Mitgliedern des Vorstands der AIXTRON SE gewährt werden, hat der 

Aufsichtsrat eine Begrenzungsmöglichkeit (Cap) für außerordentliche Entwicklungen vorzusehen. 

(9) Persönliches Recht / (Un-) Übertragbarkeit 

Die Aktienoptionen können nur durch die Berechtigten selbst ausgeübt werden. Dies gilt auch dann, wenn die 

Aktienoptionen von einem Kreditinstitut oder einer Wertpapierhandelsbank mit der Verpflichtung übernommen 

werden, sie nach Weisung des jeweiligen Vergütungsorgans an die einzelnen berechtigten Personen zu 

übertragen. Die Verfügung über die Aktienoptionen ist ausgeschlossen, grundsätzlich sind sie nicht übertragbar. 

Die Aktienoptionen sind jedoch vererblich. Die Aktienoptionen können nur ausgeübt werden, solange zwischen 

dem Berechtigten und der Gesellschaft oder der Konzerngesellschaft ein Anstellungs- oder Arbeitsverhältnis 

besteht. Die Optionsbedingungen können abweichend hiervon besondere Regelungen vorsehen. Dies gilt 

insbesondere aber nicht ausschließlich für den Fall, dass der Berechtigte verstirbt oder in den Ruhestand eintritt 

oder sein Anstellungs- bzw. Arbeitsverhältnis mit der Gesellschaft oder der Konzerngesellschaft in sonstiger nicht 

kündigungsbedingter Weise endet oder die Konzerngesellschaft aus dem Konzernverbund ausscheidet. 

(10) Weitere Regelungen 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen festzulegen. Soweit die Mitglieder 

des Vorstands der Gesellschaft betroffen sind, werden die weiteren Einzelheiten der Optionsbedingungen sowie 

der Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen, insbesondere Regelungen zur Übertragbarkeit der 

Aktienoptionen sowie deren Verfall, allein durch den Aufsichtsrat festgelegt. Zu diesen weiteren Einzelheiten 

gehören insbesondere Bestimmungen über die Aufteilung der Aktienoptionen innerhalb der berechtigten 

Personengruppen, den Ausgabetag innerhalb des zulässigen Zeitraums, das Verfahren für die Zuteilung an die 

einzelnen Berechtigten, Regelungen über die Ausübung und zur Übertragbarkeit sowie den Verfall von 

Aktienoptionen und weitere Verfahrensregelungen. Im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften oder sonstigen 

Regeln des jeweils anwendbaren Rechts können die Optionsbedingungen für im Ausland ansässige 

Bezugsberechtigte besondere Bestimmungen enthalten, so zum Beispiel das Recht zum Bezug von sog. American 

Depositary Receipts anstelle von Aktien an der Gesellschaft. In diesem Zusammenhang kann der Vorstand mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats auch einen ausländischen Administrator einschalten.  

b) Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals II 2012 zur Bedienung des AIXTRON-Aktienoptionsprogramms 

2012 und Satzungsänderung 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 4.208.726,00 durch Ausgabe von bis zu 4.208.726 auf den 

Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital II 2012). Das Bedingte Kapital II 2012 dient der 

Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die auf Grund des Ermächtigungsbeschlusses vom 16. Mai 

2012 im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2012 bis einschließlich zum 15. Mai 2017 von der Gesellschaft 

ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber solcher 

Aktienoptionen von ihrem Optionsrecht Gebrauch machen und die Gesellschaft zur Erfüllung der Aktienoptionen 

keine eigenen Aktien oder keinen Barausgleich gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital II 

2012 erfolgt zu einem Ausgabebetrag, der dem gemäß lit. (a) Ziffer (7) dieses Tagesordnungspunkts 8 

festgelegten Ausübungspreis entspricht. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem 

die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt, am Gewinn teil. 

In § 4 der Satzung der Gesellschaft wird folgende neue Ziffer 2.7 eingefügt: 

„2.7 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 4.208.726,00 durch Ausgabe von bis zu 4.208.726 auf den Namen 

lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital II 2012). Das Bedingte Kapital II 2012 dient der 

Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die auf Grund des Ermächtigungsbeschlusses vom 

16. Mai 2012 im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2012 bis einschließlich zum 15. Mai 2017 von 

der Gesellschaft ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 

die Inhaber solcher Aktienoptionen von ihrem Optionsrecht Gebrauch machen und die Gesellschaft zur 

Erfüllung der Aktienoptionen keine eigenen Aktien oder keinen Barausgleich gewährt. Die neuen Aktien 

nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt, am Gewinn 

teil.“ 

Die bisherige Ziffer 2.7 in § 4 der Satzung wird zu Ziffer 2.8. 


